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Mit gebührend medialer Begleit- 
musik hat kürzlich die «Lex Rie- 
der/Noser» temporeich die parla- 
mentarischenHürdengenommen.
Der Bau von Solar-Freiflächen- 
anlagen wird demnach, mindes- 
tens in den nächsten drei Jah- 
ren,befreitvonlästigenVor-
schriften, faktisch uneingeschränkt  
möglich sein. Im Wettlauf um  
die Subventions-Milliarden des  
Bundesunddieproitträchtigsten
Solar-Standorte gilt das ungeschrie- 
bene Gesetz: Der Schnellere ist der  
Geschwindere.

Der Solothurner Ständerat Rober- 
to Zanetti , ehemals Präsident der  
energieabhängigen Stahlwerk-Ge- 
meindeGerlaingenundaktuell
oberster Schweizer Fischer, brand- 
markte den Vorgang als «umwelt- 
rechtlichen Putsch». Die pointier- 
teKritikdesSPMannesistnicht
falsch. Wobei ein Putsch nicht par- 
tout etwas Negatives sein muss,  
wenn nicht gerade Generäle mit  
GewaltdieDemokratienieder-
knüppeln lassen. Die Nelkenrevo- 
lution 1974 in Portugal ist ein Bei- 
spiel, dass die Herstellung einer neu- 
enOrdnungundandererMachtver-
hältnisse durchaus gewinnbringend  
und nachhaltig sein kann.

WomitwirbeiderFragewären:
Wird der Putsch von Rieder und  
Noser gewinnbringend und nach- 
haltig sein? Wird das Berggebiet ei- 
nenbleibendenNutzenhabenund
nicht wieder nur Landschafts-Lie- 
ferant sein? Lernen wir aus den Feh- 
lern der Vergangenheit, als wir uns  
quasiüreinLinsengerichtunter-
tänigst ür Schiess- und Flugplätze,  
Kraftwerke und Bergbahnen gross- 
flächig enteignen liessen? Die bis  
jetztpräsentiertenProjekteGren-
giols, Gondo und Vispertal Solar ver- 
sprechen die helle Sonne vom Him- 
mel. Selten einmal – so scheint es  
imwahrstenSinnedesWortes–ka-

men Kapitalismus und Ökologie so  
harmonisch Hand in Hand daher. 
Jedenfalls sind die Vorhaben so be- 
eindruckend,dassmankaummehr
wagt, kritische Fragen zu stellen.

Liebe Leserinnen und Leser,  
müssten wir nicht jetzt, um frei ei-
nen deutschen Dichter und Den- 
ker zu zitieren, statt auf alles ei- 
ne Antwort zu geben, eine Liste  
von Fragen stellen, die ungelöst
erscheinen?

Es sind Fragen wie:

Müsste beialler energiepolitischen  
Dringlichkeit, oder gerade dar- 
um, am Anfang nicht eine öffent- 
licheDebatteundverbindliche
Beschlüsse auf Gemeindeebene  
stehen?

LiegendieargandieWandge-
drückten Grünen falsch, wenn sie  
verlangen, dass Solar-Freiflächen- 
anlagen vorrangig in bereits verbau- 
teundverbrauchteBerg-Landschaf-
ten platziert werden?

Hat das Wallis als Wasser-  
undSonnenkraft-KantonNum-
mer eins mit nachgewiesenem  
Potenzial überhaupt eine Stra- 
tegie, ein Konzept, geschweige  
denneineStruktur,umsichim
hyperventilierenden Solar-Markt  
als massgebender Akteur zu  
behaupten?

Laufen wir, wie vor Jahrzehnten bei  
der Vergabe der Wasserrechts-Kon- 
zessionen, nicht wieder Gefahr, dass  
angesichtsderMilliarden-Projekte
am Ende erneut die ausserkantona- 
len Konzerne im Verbund mit Kan- 
tonen und Städten das Sagen haben  
unddenProitabschöpfen?

Wie erbärmlich ist es, dass ausge- 
rechnet zum jetzigen Zeitpunkt die  
ZuständigkeitürdasSolar-Dossier

vom Energiedepartement in das in  
allen Belangen überforderte Bau- 
departement weitergereicht wird?

Verügen wir über die grifigen Ge- 
setze, die sicherstellen, dass die Ge- 
sellschaften im Mehrheitsbesitz des  
WallisundseinerGemeindenblei-
ben, in Zukunft die Gewinne am Ort  
der Produktion und nicht an den  
mittelländischen Sitzen versteuert  
werdenundfolgenschwereAusver-
käufe verhindert werden können?

Wo ist bisher ausser in der Stände- 
ratsmotionZ’Graggengeschrieben,
dass es ür die Standortgemeinden  
einen Solarzins gibt?

Sindunserezuverzettelten,anpo-
litischer Inzucht kränkelnden regio- 
nalen Stromverteiler zu mehr in der  
Lage, als jährliche GVZvieri mit  
Gemeindepräsidenten-Fotoszu
arrangieren?

Bräuchten wir neben den Me- 
ga-Projektennichteinaustariertes
Konzept kleinerer, kantonal verteil- 
ter Solar-Freiflächenanlagen, die re- 
gional gestemmt und mit anderen  
Nutzungen,etwabeiderkünstli-
chen Beschneiung und der landwirt- 
schaftlichen Bewässerung, kombi- 
niert werden könnten?

Bei so vielen Fragen ist zu beürch- 
ten, dass wir uns sprichwörtlich treu  
bleiben: Walliser Rat kommt nach  
derTat!

Beat Jost
1954, ist in Obergesteln 
aufgewachsen und lebt 
in Albinen. 
bjc.jost@bluewin.ch

Va Bärg und Tal

Von Putsch und Profit
So innovativ der Solar-Hype auch ist: Er lässt (noch) viele Fragen offen – 
und Sprichwörtliches beürchten.

QueerWallis war einer der ers- 
ten LGBTQIA*-Vereine, welcher  
im Vereinsnamen das Wort  
«queer» einbaute. Durch die-
ses önete sich der Verein ür  
alle Menschen der LGBTQIA*- 
Community und wurde somit  
zum Vorbild vieler nachfolgen-
der Organisationen.

Aber was heisst überhaupt  
«queer» und wie wurde es vom
Schimpfwort zum Kultwort?

Das «Q» in der Buchstaben- 
folge LGBTQIA* kann sowohl
ür «questioning» (Deutsch:  
fragend) oder eben auch ür  
«queer» stehen. Das Wort  
«queer» ist Englisch und wird
als Sammelbegri ür Men- 
schen gebraucht, welche nicht  
heterosexuell und cisgender  
sind. Es gibt kein deutsches
Äquivalent dazu, weshalb auch  
wir im Deutschen diesen Be- 
gri verwenden.

Ursprünglich bedeutet «queer»  
im englischen Sprachraum so  
viel wie eigenartig, schräg,  
sonderbar und wurde damals
als abschätzende Bezeichnung,  
vor allem ür Homosexuelle,  
verwendet.

Die meisten Begrie der  
LGBTQIA*-Community haben  
ihren Ursprung als Schimpf- 
wörter oder als pathologische
Begrie, mit welchen queere 
Menschen kriminalisiert  
und systematisch unterdrückt  
wurden.

Denn queer zu sein, wurde frü- 
her als «Krankheit» bezeichnet.

So wurde «queer» damals  
in den USA, wie das Wort  
«schwul» im Deutschen, als  
Schimpfwort gebraucht. Jedoch

wandte sich Mitte der 1990er- 
Jahre der Begri «queer»  
ins Positive, indem er von  
nicht-hetero-cisgender Men-
schen selbst gebraucht wurde  
und dadurch das sogenannte 
«reclaiming» (Deutsch: zu- 
rückverlangen, zurückfordern)
stattfand.

Der Start dieses Wandels fand  
bereits Ende der 1980er- und
Anfang 1990er-Jahre statt, und  
zwar in der LGBTQIA*-Com- 
munity der Schwarzen- und La- 
tino-Communities der Gross-
städte in den USA.

Aus dieser Grundlage entwi- 
ckelte sich «queer» zu einer
Sammelbezeichnung mit poli- 
tischer und wissenschaftlicher  
Bedeutung. Dies widerspiegelt  
sich im politischen Aktivismus
sowie in verschiedenen Denk- 
richtungen und Theorien.

Judith Butler zählt wohl im
deutschsprachigen Raum als  
eine*r der bekanntesten Queer- 
Theories- und Gender-Studies- 
Philosoph*innen.

Doch warum brauchen wir im- 
mer noch die Buchstabenfol- 
ge LGBTQIA*, wenn doch das
Wort «queer» eine so allumfas- 
sende und politische Bedeutung  
sowie Anklang in der Wissen- 
schaft hat?

Grund daür ist, dass es in der  
LGBTQIA*- Community Men- 
schen gibt, die sich mit die-
sem Wort nicht abnden kön- 
nen. Da es ür sie zum Teil im- 
mer noch als Schimpfwort ge- 
braucht wird oder ür sie die un-
klare Denition nicht passt.

Trotzdem erlangt das Wort  
«queer» als Überbegri sowie

als Selbstbezeichnung immer  
mehr an Beliebtheit und auch  
an politischer Kraft.

Ist es nicht schön zu sehen,  
wie das Wort «queer» aus ei- 
nem Schimpfwort, zur eigenen  
Identität mithilfe der Wissen-
schaft, der Politik und des Akti- 
vismus, zu einem heutigen Kult- 
wort wurde?

Alessandra Zenklusen
1990, wohnt in Steg. Sie ist 
Co-Präsidentin von QueerWallis. 
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Kolumne

Ein Schimpf- wird zum Kultwort
Was heisst eigentlich «queer» und wie wurde QueerWallis durch den 
Vereinsnamen zum Vorbild anderer LGBTQIA*-Vereine?

Der Verfassungsrat hat sich ür  
einen Paradigmenwechsel ent-
schieden. Der Staatsrat soll künf- 
tig im Proporzverfahren gewählt  
werden, mit Listenverbindun- 
gen. Es ist ein Wechsel von
Kopf- zu Parteiwahlen. Inklu- 
sive drohender Kandidatenut  
und Listenschwemme.

Nur: Das Proporzverfahren 
bei Staatsratswahlen ist  
Schwachsinn.

Das unübersichtliche Prozede- 
re, in dem die Wählerstim- 
men an Parteien gegeben wer- 
den statt an Kandidaten, droht
zu einer demokratischen Dun- 
kelkammer zu verkommen. Zu  
einem Überraschungsei, aus  
dem statt Spielzeug die Mit-
glieder der Regierung schlüp- 
fen. Das ist dem Vertrauen der  
Bevölkerung in die Institutio- 
nen abträglich.

Dazu kommt das Problem mit  
den Sitzgarantien. Sie sind zwar
auch beim Proporz möglich, ber- 
gen aber massenhaft regional- 
politischen Zündsto. Und zwar  
dann, wenn die Resultate im
Nachhinein korrigiert werden  
müssen, weil aus einer der drei  
Regionen kein Kandidat gewählt  
wird. Ein legitim gewählter Kan-
didat müsste seinen Sitz dem  
nächstbesten Parteikollegen aus  
der nicht vertretenen Region ab- 
treten.Odergardembestgewähl-
ten Kandidaten der Region ohne  
Sitz?

Zu viele Fragen bleiben oen.

Deshalb braucht das Wallis 
Staatsratswahlen im Majorz- 
verfahren. Daür haben sich
im Verfassungsrat nur die  
Fraktionen der CFamilie (oder  
Mitte-Familie?) geschlossen  
ausgesprochen und eine Hand-

voll Verfassungsräte von links  
bis rechts. Die Mehrheit woll-
te den Proporz und argumen- 
tierte mit einer besseren Ver- 
tretung der politischen Kräf- 
te in der Regierung. Obwohl
das Stimmvolk dies mit der  
Nichtwahl von Serge Gau- 
din 2021 bereits erledigt hat.  
Die Rückkehr zur absoluten
Mehrheit ist auch grundsätzlich  
höchst unwahrscheinlich. Die  
CFamilie sah darin vor allem  
einen «Anti-CReex» und die
Quittung ür alte, unbeglichene  
Rechnungen.

Mit dieser Einschätzung hat sie
recht.

Nun muss die CFamilie han- 
deln. Nur sie kann das Majorz-
verfahren noch retten. Daür  
ist ein mutiger und historischer  
Entscheid gefragt. Nach dem  
Vorbild der CVP Freiburg.

1981 hatte die CVP in Frei- 
burg seit 125 Jahren die absolute
Mehrheit in der Regierung. Sie  
spürte aber den Wandel der Zeit  
– in der Gesellschaft und seit  
Jahrzehnten real in den politi-
schen Behörden: 1966 verlor sie  
die absolute Mehrheit im Gros- 
sen Rat, 1979 wurde ihre Hege- 
monie im Ständerat gebrochen.

Im Januar 1981 stimmte die  
Freiburger Bevölkerung zudem  
über eine Volksinitiative ab, die
den Proporz bei Staatsratswah- 
len einühren wollte. Die SP hat- 
te die Initiative lanciert. Sie woll- 
te damit die Macht der CVP bre-
chen. Das Stimmvolk verwarf  
die Initiative knapp. Doch die  
CVP war gewarnt. Und reagierte  
selbst, bevor es zu spät war.

Am 19. November 1981,  
an der Delegiertenversamm- 
lung der Kantonspartei in Ta-

fers, französisch Tavel, sagte alt  
Parteipräsident Martin Nicoulin:
«Ouvrons les yeux! Il faut tour- 
ner la page avant que d’autres  
nous forcent à la tourner!» Zu  
Deutsch in etwa: «Verschliessen
wir den Blick nicht vor der Reali- 
tät! Wir müssen ein neues Kapitel  
aufschlagen, bevor wir dazu ge- 
zwungen werden!»

An dieser historischen Ver- 
sammlung beschloss die CVP  
den Verzicht auf die absolute
Mehrheit in der Regierung – so- 
lange sie keine absolute Mehr- 
heit im Parlament hat. Mit ei- 
ner überdeutlichen Mehrheit von
218 zu 33 Stimmen. Freiwillig  
und erhobenen Hauptes. Der  
Entscheid ging als «esprit de Ta- 
vel» in die Geschichtsbücher ein.

Nun müssen Joachim Rausis,  
Franziska Biner und Marie- 
Claude Schöpfer über ihren ei-

genen Schatten springen und ih- 
re Parteien vom Vorhaben über-
zeugen, es der Freiburger CVP  
gleichzutun: Erklärt sich die  
Walliser CFamilie dazu bereit,  
künftig auf die absolute Mehr-
heit im Staatsrat zu verzichten,  
verliert der Proporz seinen Reiz,  
die Beürworter ihre Argumen- 
te. Es wäre ein mutiger Schritt.

Werter Joachim Rausis, werte  
Franziska Biner, werte Marie- 
Claude Schöpfer: Es ist Zeit ür
den «esprit de Salquenen»!

Zwischenruf

Liebe C-Familie, es ist höchste Zeit ür einen historischen Entscheid
Der Verfassungsrat will das Proporzverfahren bei Staatsratswahlen einühren. Das ist Schwachsinn. Nur die Mitte kann den Majorz noch retten.

Adrien Woeffray
a.woeffray@mengisgruppe.ch


